Preußiſche Gejehjammlung 


1928 | Ausgegeben zu Berlin, den 31. März 1928 | Nr. 10 


(Ar. 13321.) Geſetz über die Erweiterung des Stadtkreiſes Frankfurt a. M. und die Neueinteilung von 
Landkreiſen im Regierungsbezirk Wiesbaden. Vom 29. März 1928. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen 


5 


Grenzänderungen. 
8 1. 

Mit der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. werden vereinigt: 
1. die Landgemeinde Fechenheim des Landkreiſes Hanau; 
2. die Stadt Höchſt ſowie die Landgemeinden 

Griesheim, 

Nied, 

Soſſenheim, 

Schwanheim des Landkreiſes Höchſt. 


§ 2. 
Mit der Stadtgemeinde Wiesbaden werden vereinigt die Landgemeinden des Landkreiſes 
Wiesbaden: 


1. Dotzheim, 6. Kloppenheim, 
2. Frauenſtein, 7. Heßloch, 
3. Georgenborn, 8. Rambach, 


4. Erbenheim, 9. Igſtadt. 
5. Bierſtadt, i 


§ 3. 
Die Landkreiſe Höchſt und Wiesbaden werden aufgelöſt. 


§ 4. 
Aus den nicht mit der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. vereinigten Teilen des bisherigen Land⸗ 
kreiſes Höchſt ($ 1), den nicht mit der Stadtgemeinde Wiesbaden vereinigten Teilen des bisherigen 
Landkreiſes Wiesbaden (§ 2), folgenden Gemeinden des Obertaunuskreiſes 


Glashütten, Hornau, 
Schloßborn, Kelkheim, 
Ehlhalten, Altenhain, 
Eppenhain, Neuenhain, 
Ruppershain, Schwalbach und 
Eppſtein, a Niederhöchſtadt, 
Fiſchbach, 
die von dem Obertaunuskreis abgetrennt werden, 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 14. April 1928.) 10 
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und den Gemeinden 


Vockenhauſen, Niedernhauſen, 
Bremthal, Königshofen 
Niederjosbach, 


des Untertaunuskreiſes, die von dieſem Kreiſe abgetrennt werden, 


ſowie den Gemeinden 
Oberreifenberg, 
Niederreifenberg, 
Oberems des Kreiſes Uſingen, die von dieſem Kreiſe abgetrennt werden, 


wird ein neuer Landkreis mit dem Namen Main⸗Taunus⸗Kreis gebildet. 


I: 


Rechtsnachfolge. 
8 5. 
(1) Rechtsnachfolger der aufgelöſten Gemeinden find die Gemeinden, mit denen fie vereinigt 


werden. 
(2) Rechtsnachfolger der aufgelöſten Landkreiſe ift der Main⸗Taunus⸗Kreis. 


5 III. 
Rückwirkungen der Grenzänderungen auf andere als kommunale Grenzen. 
8 6. 


Die infolge dieſes Geſetzes eintretende Anderung von Gemeindegrenzen, die zugleich Grenzen 
von Wahlkreiſen (Wahlkreisverbänden) im Sinne des Reichs⸗ und Landeswahlgeſetzes oder von 
Wahlbezirken im Sinne des Wahlgeſetzes für die Provinziallandtage und Kreistage vom 7. Oktober 
1925 ſind, zieht zugleich die Veränderung dieſer Grenzen nach ſich. 


8 7. 

(1) Die Amtsgerichte und Landgerichte für diejenigen Stadt⸗ und Landgemeinden, deren Gebiete 
durch dieſes Geſetz eine kommunale Neuregelung erfahren, behalten ihre Bezirke bis auf weiteres bei. 

(2) Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, die Grenzen der in Abſ. 1 bezeichneten Gerichts⸗ 
bezirke aus Anlaß der durch dieſes Geſetz erfolgten Anderung der Gemeindegrenzen durch Verordnung 
abzuändern. 

(3) Ebenſo bleibt die Ortsgerichtsbarkeit (Verordnung vom 20. Dezember 1899 — Geſetzſamml. 
S. 640 —) für jeden der nach $ 1 mit der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. und der nach $ 2 mit der 
Stadtgemeinde Wiesbaden vereinigten Bezirke beſtehen. 

(4) Der Juſtizminiſter iſt ermächtigt, die Ortsgerichte aufzuheben, ſoweit ein Bedürfnis zu 
ihrer Aufrechterhaltung nicht mehr beſteht. Die Aufhebung iſt durch die Geſetzſammlung bekannt⸗ 
zumachen. 

(5) Das für Höchſt eingerichtete Schätzungsamt (Verordnung vom 10. Juni 1907 — Geſetz⸗ 
ſamml. S. 145 —) bleibt bis zum Inkrafttreten des Schätzungsamtsgeſetzes vom 8. Juni 1918 
(Geſetzſamml. S. 83) beſtehen. 


§ 8. 

(1) Über die infolge der Grenzänderungen notwendig werdende Anderung oder Auflöfung der 
beſtehenden Geſamtſchulverbände oder Bildung neuer Geſamtſchulverbände beſchließt die Schul⸗ 
aufſichtsbehörde gemäß § 3 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes vom 28. Juli 1906; bei Widerſpruch 
von Beteiligten findet die Vorſchrift des § 3 Abſ. 1 Satz 2 a. a. O. auch im Falle des § 2 
Satz 2 a. a. O. Anwendung. 

(2) In den Stadt- und Landgemeinden, die durch dieſes Geſetz mit der Stadtgemeinde 
Frankfurt a. M. vereinigt werden, und in der Stadt Frankfurt a. M. ſelbſt bleibt das für die 
konfeſſionellen Verhältniſſe an den Volksſchulen, insbeſondere für die Lehreranſtellung bisher 
geltende Recht durch dieſes Geſetz unberührt. 
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§ 9. 
Die kirchlichen Verhältniſſe werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


IV. 
Neuwahlen der Vertretungskörperſchaften. 
§ 10. 
Binnen drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſind die Stadtverordneten⸗ 
verſammlungen der Stadtgemeinden Frankfurt a. M. und Wiesbaden ſowie die Kreistage des Ober⸗ 
taunuskreiſes und des Main⸗Taunus⸗Kreiſes neu zu wählen. 


§ 11. 
(1) Bis zur Neuwahl der Stadtverordnetenverſammlung in Frankfurt a. M. (§ 10) treten der 
beſtehenden Stadtverordnetenverſammlung hinzu: 


für den Stadtteil Höchſt. 9 Stadtverordnete; 
. 7 Fechenheim 3 3 775 
1 55 Griesheim 3 55 
mo n Schwanheim 5 1 2 „ 
DENT. 7 Nied . erslel reee 1 
15 Soſſenheiim . . 1 Stadtverordneter. 


(2) Dieſe Stadtverordneten werden von den zurzeit beſtehenden Gemeindevertretungen der 
betreffenden Ortſchaften nach der Verhältniswahl gewählt. 


V. 
Ortsrecht. 
8 12. 

In den Gebieten, die durch dieſes Geſetz mit den Stadtgemeinden Frankfurt a. M. oder 
Wiesbaden vereinigt werden, tritt das Ortsrecht der Gemeinde, mit der ſie vereinigt werden, drei 
Monate nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in Kraft, falls nicht durch Gemeindebeſchluß oder 
Ortsſatzung etwas anderes beſtimmt wird. Der Gemeindebeſchluß oder die Ortsſatzung kann nur 
von der neugewählten Gemeindevertretung beſchloſſen werden. Bis zum Inkrafttreten des gemein⸗ 
ſamen Ortsrechts oder bis zur anderweitigen Beſtimmung durch Gemeindebeſchluß oder Ortsſatzung 
bleibt das in jeder Gemeinde bisher geltende Ortsrecht in Kraft. 


§ 13. 

(1) Die Städte Frankfurt a. M. und Wiesbaden find ermächtigt, zur Durchführung der 
abgeſchloſſenen Eingemeindungsverträge im Wege der Ortsſatzung oder des Gemeindebeſchluſſes auch 
in Abweichung von beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften einzelne Ortsteile hinſichtlich der Gemeinde- 
verfaſſung, des Abgabenrechts und der Teilnahme an Gemeindeeinrichtungen für die Dauer von 
15 Jahren nach Inkrafttreten des Geſetzes unterſchiedlich zu behandeln. 

(2) Die Ortsſatzung oder der Gemeindebeſchluß gemäß Abſ. 1 bedürfen, ſoweit ſie die Gemeinde⸗ 
verfaſſung betreffen, der Genehmigung des Staatsminiſteriums, im übrigen der Genehmigung der 
Beſchlußbehörde. 

(3) Kommt eine Ortsſatzung oder ein Gemeindebeſchluß gemäß Abſ. 1 und 2 innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes nicht zuſtande, fo beſchließt hinſichtlich der Gemeinde⸗ 
verfaſſung das Staatsminiſterium, im übrigen die Beſchlußbehörde. 

(4) Die Genehmigung und die Beſchlußfaſſung des Staatsminiſteriums gemäß Abſ. 2 und 3 
bedürfen der Zuſtimmung des Gemeindeausſchuſſes des Landtags, in der Zeit zwiſchen Auflöſung 
und Wiederzuſammentritt des Landtags ſeines Ständigen Ausſchuſſes. 

§ 14. 

In dem durch dieſes Geſetz gebildeten Main⸗Taunus⸗Kreis bleibt das in jedem Kreisteile 
bisher geltende Kreisrecht vorläufig in Kraft. Es tritt drei Monate nach Inkrafttreten des Geſetzes 
außer Kraft, ſofern nicht ſchon vor dieſem Zeitpunkt das bisherige Kreisrecht durch neues Kreisrecht 
außer Kraft geſetzt wird. Soweit neues Kreisrecht vor Ablauf von drei Monaten nach Inkraft⸗ 
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treten dieſes Geſetzes nicht geſchaffen wird, kann der Bezirksausſchuß bis zum Erlaß des neuen 
Kreisrechts die erforderlichen Satzungen, Anderungen und Beſchlüſſe beſchließen. 


§ 15. 
Soweit der Wohnſitz oder Aufenthalt in einer Gemeinde oder einem Kreiſe für Rechte und 


Pflichten maßgebend iſt, gilt der bisherige Wohnſitz oder Aufenthalt als Wohnſitz oder Aufenthalt 
in dem Gebiete, mit dem die Vereinigung erfolgt iſt. 


§ 16. 

(1) Für Polizeiverordnungen mit Ausnahme der Baupolizeiverordnungen gilt folgendes: 

(2) In den Gebieten, die durch dieſes Geſetz mit der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. oder 
Wiesbaden vereinigt werden, treten mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes die bisher in jedem 
Gebietsteile geltenden Regierungs⸗ und Ortspolizeiverordnungen außer Kraft und die in der 
Gemeinde, mit der die Vereinigung erfolgt iſt, geltenden Regierungs- und Ortspolizeiverordnungen 
in Kraft. 

(3) In dem durch dieſes Geſetz gebildeten Main⸗Taunus⸗Kreis bleiben die in jedem Kreisteil 
bisher geltenden Kreispolizeiverordnungen vorläufig in Kraft. Sie treten drei Monate nach 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes außer Kraft, ſofern nicht ſchon vor dieſem Zeitpunkt die bisher geltenden 
Polizeiverordnungen durch neue Polizeiverordnungen außer Kraft geſetzt ſind. 

(4) Baupolizeiverordnungen bleiben ohne Rückſicht auf die durch dieſes Geſetz vorgeſchriebenen 
Grenzänderungen für die Gebiete, für die ſie zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes gelten, bis 
zum Erlaß neuer Baupolizeiverordnungen in Kraft. Außerdem bleiben für das Gebiet der jetzigen 
Stadt Höchſt bis zum Erlaß neuer Beſtimmungen die Ortsſatzung, betreffend Verunſtaltung, die 
Polizeiverordnung, betreffend einheitliche Geſtaltung des Straßenbildes, und die Verkehrspolizei⸗ 
verordnungen in Kraft. 


V. 


Beamte und Angeſtellte. 
Unterabſchnitt A. 


Ehrenbeamte. 


8 17. 


Die Amtszeit der Ehrenbeamten der Gemeinden, die durch dieſes Geſetz mit einer anderen 
Gemeinde vereinigt werden, endet mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes. 


Unterabſchnitt B. 
Beſoldete Beamte und Angeſtellte. 
§ 18. 


Die Rechtsverhältniſſe der beſoldeten Beamten und Dauerangeſtellten der beteiligten Land⸗ 
kreiſe und Gemeinden werden durch dieſes Geſetz nur nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften 
berührt. 


Freiwilliges Ausſcheiden von Beamten. 
§ 19. 

( Die beſoldeten Beamten mit Ausnahme der Wahlbeamten, die im Dienſt eines Rechts⸗ 
nachfolgers ſtehen oder in ihn übertreten, ſind, wenn ſie bei dem Intrafttreten dieſes Geſetzes das 
58. Lebensjahr vollendet und eine ruhegehaltfähige Dienſtzeit von mindeſtens zehn Jahren zurück⸗ 
gelegt haben, auf ihren Antrag unter Bewilligung des geſetzlichen Ruhegehalts in den Ruheſtand 
zu verſetzen. Der Antrag iſt von Beamten, die bei dem Inkrafttreten des Geſetzes das 58. Lebens⸗ 
jahr bereits vollendet haben, binnen drei Monaten ſeit dem Tage des Inkrafttretens, von Beamten, 
die das 58. Lebensjahr erſt ſpäter vollenden, binnen drei Monaten ſeit dem Tage der Vollendung 
des 58. Lebensjahres, aber nicht über den 1. April 1931 hinaus, zu ſtellen. 

(2) Lebenslänglich angeſtellte Beamte, die das 58. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ſind, 
ſofern ſie eine ruhegehaltsfähige Dienſtzeit von wenigſtens zehn Jahren zurückgelegt haben, auf 
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ihren Antrag, der binnen drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſtellt werden muß, 
zu entlaſſen, gegen Zuſicherung von Ruhegehalt für den Fall der ſpäteren Dienſtunfähigkeit oder 
der Vollendung des 65. Lebensjahres und von Hinterbliebenenfürſorge für den Fall des Ablebens. 
Im Streitfall iſt über die Dienſtunfähigkeit in dem Verfahren gemäß § 7 des Kommunal⸗Beamten⸗ 
Geſetzes vom 30. Juli 1899 zu entſcheiden. 


§ 20. 

(1) Lebenslänglich angeſtellte Beamte ſind auf ihren Antrag, der innerhalb von drei Monaten 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes geſtellt werden muß, gegen Gewährung einer Abfindungs⸗ 
ſumme zu entlaſſen. Im Falle des § 19 kann die Abfindungsſumme gegen das Ruhegehalt oder 
die Hinterbliebenenfürſorge verrechnet werden. 

(2) Die Abfindungsſumme beträgt, wenn der Beamte ſich 


im 2. und 3. Dienſtjahre befindet, das 2 fache, 
55 i 


77 4. 71 11 77 7 3 ” 
„ „ x 7 „ e, 
Ser 7 5 5 1 
„ 0. 5 5 55 
1 4 1 e 
5 Y 2 7 
„ 34. und in den weiteren 

Dienſtjahren ; 8 


des letzten Monatseinkommens unter Zugrundelegung der ihm am letzten Tage des Dienſtes 
zuſtehenden Bezüge. 

(3) Als Dienſtjahre ſind die der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde zu legenden Jahre 
anzuſehen. Bezieht der Beamte bereits ein Ruhegehalt, ſo bleibt der Anſpruch hierauf unberührt; 
die der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde liegende Dienſtzeit iſt bei der Bemeſſung der Ab⸗ 
findungsſumme nicht zu berückſichtigen. f 

(4) Iſt ein Bamter aus dem Angeſtelltenverhältnis unmittelbar in das Beamtenverhältnis 
übergeführt worden, ſo wird die von ihm als Angeſtellter zurückgelegte Dienſtzeit berückſichtigt, 
ſofern er als Angeſtellter bei ſeiner Entlaſſung unter Berückſichtigung ſeiner Dienſtzeit eine Ab⸗ 
findungsſumme gemäß §s 22 und 23 erhalten hätte. 


Unfreiwilliges Ausſcheiden von Beamten. 
§ 21. a 
(1) Auf Probe, Kündigung oder Widerruf angeſtellte Beamte können, wenn ſie bei dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes bereits eine wenigſtens zehnjährige ruhegehaltsfähige Dienſtzeit zurückgelegt 
oder das 50. Lebensjahr vollendet haben, gegen ihren Willen nur unter Bewilligung des geſetzlichen 
Ruhegehalts entlaſſen werden. 
(2) Iſt dieſe Vorausſetzung nicht gegeben, ſo iſt ihnen bei der Entlaſſung eine Abfindungs⸗ 
ſumme in Höhe der Hälfte der im § 20 Abſ. 2 genannten Sätze zu gewähren. 


Angeſtellte. 
§ 22. 

Auf Angeſtellte, deren Dienſtverhältnis nur aus einem wichtigen Grunde gekündigt werden 
kann und denen Anwartſchaft auf Ruhegeld gewährleiſtet iſt (Dauerangeſtellte), finden § 19 
Abſ. 1, Abſ. 2 Satz 1 und 8 21 entſprechende Anwendung; für den Fall, daß eine Anwartſchaft 
auf Hinterbliebenenrente gewährleiſtet iſt, § 19 Abſ. 2, Satz 1 auch hinſichtlich der Zuſicherung 
von Hinterbliebenenfürſorge für den Fall des Ablebens. 


§ 23. 

Angeſtellten anderer als der im $ 22 genannten Art iſt bei der Entlaſſung eine Abfindungs⸗ 
ſumme zu gewähren nach Maßgabe der Nr. 112 bis 122, 124, 128 bis 129 der vorläufigen Aus⸗ 
führungsvorſchriften des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Juli 1924 zu den 88 1 bis 22, 
0 bis 41 und 75 bis 79 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung vom 8. Februar 1921 
(Pr. Beſ. Bl. S. 253). 
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; Unterabſchnitt C. 
Unterbringung der Beamten und Dauerangeſtellten. 


Verpflichtung zum Übertritt in den Dienſt einer anderen Gemeinde 
(Gemeinde verbandes). 


8 24. 
Die beſoldeten Beamten und Angeftellten der durch dieſes Geſetz aufzulöſenden Landkreiſe 
und Gemeinden treten in den Dienſt des Rechtsnachfolgers über. 


Gleichwertigkeit des Amtes. 
8 25. 


Eine Verpflichtung zur Übernahme eines Amtes im Dienſt des Rechtsnachfolgers beſteht 
nur, falls die Aufgaben, das Dienſteinkommen und die Verſorgung denen des bisherigen Amtes 
gleichwertig ſind. 

Schiedsſtelle. 
§ 26. 

(1) Darüber, ob die Vorausſetzungen des § 25 vorliegen, entſcheidet im Streitfall eine Schieds⸗ 
ſtelle. Die Schiedsſtelle beſteht aus dem Regierungspräſidenten zu Wiesbaden oder einem von ihm 
zu beſtellenden Stellvertreter als Vorſitzenden, dem Verwaltungsgerichtsdirektor und dem zweiten 
ernannten Mitgliede des Bezirksausſchuſſes oder ihren von dem Regierungspräſidenten zu 
beſtellenden Stellvertretern ſowie zwei vom Landesausſchuß des Regierungsbezirks Wiesbaden zu 
wählenden Beiſitzern. 

(2) Der Landesausſchuß wählt je ſechs Beiſitzer als Vertreter der Anſtellungsbehörde ſowie der 
Beamten und Dauerangeſtellten, die erſten aus der Zahl der Gemeindevorſtandsmitglieder, die 
letzten aus der Zahl der übrigen Beamten und Dauerangeſtellten der Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände des Regierungsbezirks Wiesbaden. Vor der Wahl find die provinziellen Organiſationen 
der Gemeinden und Gemeindeverbände ſowie der Kommunalbeamten und Dauerangeſtellten zu 
hören. Aus der Zahl der Beiſitzer beruft der Regierungspräſident von Fall zu Fall auf Vorſchlag 
der Parteien je einen Vertreter der Anſtellungsbehörde und der Beamten und Dauerangeſtellten. 

(3) Die Schiedsſtelle hat, wenn nicht die Vorausſetzungen des § 25 als gegeben erachtet ſind, 
dahin zu beſchließen, daß der Beamte oder Dauerangeſtellte bei Verluſt des Anſpruchs auf Dienſt⸗ 
einkommen, Ruhegehalt (Ruhegeld) und Hinterbliebenenfürſorge zur Annahme des Amtes ver⸗ 
pflichtet iſt. Sie hat in dieſem Falle einen letzten Termin zu beſtimmen, bis zu welchem der Beamte 
oder Dauerangeſtellte den Dienſt anzutreten hat. Die Schiedsſtelle kann beſchließen, daß für den 
Fall der Nichtannahme des Amtes dem Beamten oder Dauerangeſtellten das geſetzliche Ruhegehalt 
(Ruhegeld) ganz oder teilweiſe für Lebenszeit oder für beſtimmte Zeit von dem Rechtsnachfolger 
zu zahlen iſt. Hat der Beamte oder Dauerangeſtellte eine ruhegehalts⸗ (ruhegelds⸗) fähige Dienſt⸗ 
zeit von zehn Jahren noch nicht zurückgelegt, ſo kann die Schiedsſtelle beſchließen, daß ihm das 
Ruhegehalt (Ruhegeld) ganz oder teilweiſe auf Lebenszeit oder für eine beſtimmte Zeit zu zahlen 
iſt, das ihm zuſtehen würde, wenn er eine ruhegehalts⸗ (ruhegelds-⸗) fähige Dienſtzeit von zehn 
Jahren zur Zeit des Ausſcheidens bereits zurückgelegt hätte. 


8 27. 


Der Beſchluß der Schiedsſtelle im Fall des § 26 hat hinſichtlich der Beendigung des Dienſt⸗ 


verhältniſſes und der vermögensrechtlichen Folge die Wirkung eines rechtskräftigen Diſziplinarurteils 


Verfahren. 
§ 28. 
(1) Die Schiedsſtelle ift bei Anweſenheit von vier Mitgliedern oder Stellvertretern einſchließlich 
des Vorſitzenden beſchlußfähig. 
(2) Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei gerader Stimmenzahl ſcheidet 
bei der Abſtimmung der dem Dienſtalter nach jüngſte Verwaltungsgerichtsdirektor oder Stell⸗ 
vertreter aus. f 
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(3) Das Verfahren vor der Schiedsſtelle wird von ihr ſelbſt geregelt. 
(4) Die Mitglieder erhalten keine Entſchädigung außer den Reiſekoſten, die die Anſtellungs⸗ 
behörde des Mitglieds zu tragen hat. 


(5) Die ſonſtigen Koſten find als ſächliche Ausgaben des Regierungspräſidenten zu verrechnen. 


Entbehrlichkeit. 
§ 29. 

Entbehrliche Beamte und Dauerangeſtellte des durch dieſes Geſetz gebildeten Main⸗Taunus⸗ 
Kreiſes und des Landkreiſes Hanau ſind verpflichtet, auf Verlangen der Stadt Frankfurt a. M. 
oder der Stadt Wiesbaden in deren Dienſt überzutreten. §§ 25 bis 27 finden entſprechende 
Anwendung. 

§ 30. 

Die infolge der Verkleinerung des Obertaunuskreiſes entbehrlich werdenden Beamten 
und Dauerangeſtellten des Kreiſes ſind verpflichtet, auf Verlangen des Main⸗Taunus⸗Kreiſes in 
ſeinen Dienſt zu treten. SS 25 bis 27 finden entſprechende Anwendung. 


§ 31. 

(1) Die Städte Frankfurt a. Main und Wiesbaden ſind verpflichtet, die durch die Um⸗ 
gemeindung entbehrlich werdenden Beamten und Angeſtellten des Main⸗Taunus⸗Kreiſes und des 
Landkreiſes Hanau zu übernehmen. 

(2) Der Main⸗Taunus⸗Kreis iſt verpflichtet, die durch die Umgemeindung entbehrlich wer⸗ 
denden Beamten und Angeſtellten des Obertaunuskreiſes zu übernehmen. 

(3) Kommt zwiſchen den Beteiligten über die Übernahme der Beamten und Angeſtellten 
gemäß Abſ. 1 und 2 eine Einigung innerhalb dreier Monate nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
nicht zuſtande, ſo beſchließt auf Antrag die Auseinanderſetzungsbehörde über Zahl und Perſon der 
entbehrlichen Beamten und Angeſtellten endgültig. 


§ 32. 

Bei der Auswahl der für entbehrlich zu erklärenden Beamten und Dauerangeſtellten ſind 
die wirtſchaftlichen und Familienverhältniſſe nach Möglichkeit zu berückſichtigen. Die in den 
Dienſt des Rechtsnachfolgers Übergetretenen ſind grundſätzlich nicht anders zu behandeln als die 
bereits von früher her in ſeinem Dienſte ſtehenden Beamten und Dauerangeſtellten. Der Grund⸗ 
fat des § 21 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung vom 8. Februar 1924 gilt auch für 
die hier zu treffende Auswahl. 

§ 33. 

Für entbehrlich erklärte Beamte und Dauerangeſtellte, die bereits eine ruhegehalts⸗ (ruhe⸗ 
gelds⸗) fähige Dienſtzeit von mindeſtens zehn Jahren zurückgelegt haben, ſind auf ihren Antrag 
unter Bewilligung des geſetzlichen Ruhegehalts (Ruhegeldes) in den Ruheſtand zu verſetzen. Der 
Antrag iſt binnen dreier Monate ſeit dem Tage zu ſtellen, an dem dem Beamten oder Dauer⸗ 
angeſtellten eröffnet iſt, daß er für entbehrlich erklärt wird. 


Umzugskoſten und Wohnungsbeihilfen. 
ö 5 8 34. 

Falls der Übertritt einen Wechſel des Wohnſitzes bedingt, iſt der Rechtsnachfolger verpflichtet, 
Umzugskoſten und Wohnungsbeihilfen nach Maßgabe der für die unmittelbaren Staatsbeamten 
geltenden Beſtimmungen zu leiſten. 

VII. 
Auseinanderſetzung. 
§ 35. 

(1) Über die auf Grund dieſes Geſetzes notwendig werdende Auseinanderſetzung beſchließt der 
Bezirksausſchuß in Wiesbaden, vorbehaltlich der den Beteiligten gegeneinander zuſtehenden Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren. 
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(2) Beteiligt an der Auseinanderſetzung ſind: 

1. die Stadtgemeinde Frankfurt a. M. einerſeits und die Landkreiſe Main⸗Taunus und 
Hanau andererſeits; 

2. die Stadtgemeinde Wiesbaden einerſeits und der Main⸗Taunus⸗Kreis andererſeits; 

3. der Main⸗Taunus⸗Kreis einerſeits und der Obertaunuskreis, der Untertaunuskreis und 
der Kreis Uſingen andererſeits. 

(3) Hinſichtlich der Veränderung der Grenzen der Regierungsbezirke bewendet es bei den Vor— 
ſchriften des § 2 der Provinzial⸗Ordnung. 

N § 36. 

Die Stadt Frankfurt a. M. hat den Landkreis Hanau für den Verluſt an Steuerkraft durch die 
Abtretung der Gemeinde Fechenheim für die Dauer von fünf Jahren angemeſſen zu entſchädigen. 
Die Entſchädigung wird in Ermangelung einer Vereinbarung durch Beſchluß der Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde endgültig feſtgeſetzt. 

VIII. 
Schlußvorſchriften. 
§ 37. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1928 in Kraft. 


§ 38. 
Die Verpflichtung der Stadtgemeinde Wiesbaden, an den Landkreis Wiesbaden für die Dauer 
von fünf Jahren jährlich 100 000 RM zu zahlen, die fie gelegentlich der Eingemeindung von 
Biebrich, Schierſtein und Sonnenberg eingegangen iſt, erliſcht mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes. 
8 
Bei der Feſtſtellung und Berechnung der Rechnungsanteile der Gemeinden und Gemeinde— 
verbände, deren Grenzen durch dieſes Geſetz verändert werden, tritt inſoweit für das Rechnungsjahr 
1928 an die Stelle des in SS 11 und 14 des Preußiſchen Ausführungs⸗Geſetzes zum Finanz⸗ | 
ausgleichsgeſetz zum Stichtag beſtimmten „31. März“ der „1. April“ als Stichtag. 


8 40. 


(1) Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, auch in Abweichung von Vorſchriften beſtehender 
Geſetze diejenigen Maßnahmen zu treffen, die durch die beſonderen Verhältniſſe der in dieſem Geſetz 
behandelten Gebiete geboten ſind. 

(2) Er erläßt im übrigen die zur Ausführung dieſes Geſetzes nötigen Beſtimmungen. | 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Gefe wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ | 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. g 


Berlin, den 29. März 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. | 
Braun. Orzefinjfi | 


—— 
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